
Aargauische Volksinitiative 
 

TITEL 

 
Gestützt auf § 64 der Verfassung des Kantons Aargau vom 25. Juni 1980 (SAR 110.000) stellen die unterzeichnenden im Kanton Aargau stimmberechtigten Bürgerinnen und Bürger folgendes Initiativbegehren: 

 
 
 

GENAUER WORTLAUT DES BEGEHRENS 
 
 

 

 
 

BEGRÜNDUNG 
 
 

 
Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde des Kantons Aargau wohnen. Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren unterstützen, unterzeichnen es hand-

schriftlich. Wer unbefugt an einem Initiativbegehren teilnimmt oder das Ergebnis einer Unterschriftensammlung fälscht, macht sich nach Art. 282 des Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB) strafbar. Wer bei einer 
Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt, macht sich nach Art. 281 StGB strafbar.  
 

 Postleitzahl Politische Gemeinde 

  

Nr. Name Vorname 
(eigenhändig und möglichst in Blockschrift) 

Geburtsdatum 
(Tag/Monat/Jahr) 

Wohnadresse 
(Strasse und Hausnummer) 

Unterschrift 
(eigenhändig) 

Kontrolle 
(leer lassen) 

1        

2        

3        

4        

5        

 
 

Die nachstehend erwähnten Personen bilden das Initiativkomitee und sind berechtigt, die 
Volksinitiative mit einfachem Mehr zurückzuziehen:  

Vorname Nachname, Strasse, PLZ Ort; … (Namen und Adressen von MINDESTENS 5 
stimmberechtigten Urhebern der Initiative) 

 

Veröffentlicht im Amtsblatt des Kantons Aargau vom (DATUM).  

Ablauf der Sammelfrist: (DATUM) 
 

Ganz oder teilweise ausgefüllte Unterschriftenliste bitte umgehend einsenden an:  
(ADRESSE) 

 

Weitere Unterschriftenlisten können bestellt werden unter … 
 
 

 Die untenstehende Stimmrechtsbescheinigung wird durch das Initiativkomitee eingeholt. 

  
Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende …..... (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Un-

terzeichner der Volksinitiative in aargauischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in 
der erwähnten Gemeinde ausüben. 

 

Ort:  Datum: 

 Amtsstempel 

 

Eigenhändige  
Unterschrift:  

Amtliche  
Eigenschaft: 

  



 

 
Der Wortlaut der nachfolgenden Gesetzesbestimmungen dient der Information und muss nicht auf der Unterschriftenliste aufgeführt werden: 
 

Art. 281 StGB Wahlbestechung 

Wer einem Stimmberechtigten ein Geschenk oder einen andern Vorteil anbietet, verspricht, gibt oder zukommen lässt, damit er in einem bestimmten Sinne stimme oder wähle, einem Referendums- oder einem Initiativ-
begehren beitrete oder nicht beitrete,  

wer einem Stimmberechtigten ein Geschenk oder einen andern Vorteil anbietet, verspricht, gibt oder zukommen lässt, damit er an einer Wahl oder Abstimmung nicht teilnehme,  

wer sich als Stimmberechtigter einen solchen Vorteil versprechen oder geben lässt,  

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 

 

Art. 282 StGB Wahlfälschung 

1.  Wer ein Stimmregister fälscht, verfälscht, beseitigt oder vernichtet,  

wer unbefugt an einer Wahl oder Abstimmung oder an einem Referendums- oder Initiativbegehren teilnimmt,  

wer das Ergebnis einer Wahl, einer Abstimmung oder einer Unterschriftensammlung zur Ausübung des Referendums oder der Initiative fälscht, insbesondere durch Hinzufügen, Ändern, Weglassen oder Streichen von 

Stimmzetteln oder Unterschriften, durch unrichtiges Auszählen oder unwahre Beurkundung des Ergebnisses,   

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 

2.  Handelt der Täter in amtlicher Eigenschaft, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe nicht unter 30 Tagessätzen. Mit der Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe verbunden werden. 

 


